
Dietrich, Berichterstatter des Ausschusses für Jugend und 
Sport:

Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Ih­
nen liegt in der Drucksache Nr. 129 a die 2. Lesung der Be­
schlußempfehlung des Ausschusses Jugend und Sport, betref­
fend Rechtsvorschriften für Normal- und Spezialkinderheime 
vor. Dem Ausschuß Jugend und Sport sind dazu von den mitbe­
ratenden Ausschüssen Zuarbeiten eingegangen, die diesen Be­
schluß voll unterstützen.

Der Ausschuß für Gesundheitswesen bittet jedoch, in diesem 
Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß in Heimen, die dem 
Ministerium für Gesundheitswesen unterstellt sind, ebenfalls 
eine analoge Überprüfung stattfinden sollte.

Vom Ausschuß Familie und Frauen wurde ein guter Hinweis 
zur Orientierung geleistet, der auch vom federführenden Aus­
schuß einstimmig Zustimmung fand. Es handelt sich dabei um 
ein unabhängiges Gremium, das über die Neubesetzung zu ent­
scheiden hat. Das ist auch die Änderung, die dort zu sehen ist.

Noch ein Wort zu dem Kinderheim „Sieg Rhön“. Dieser von 
mir an gleicher Stelle zitierte Auszug der Isolierordnung, die 
nicht mehr in Kraft ist, galt im allgemeinen gesamten Erzie­
hungswesen der Heime. Der Ausschuß für Jugend und Sport 
hat den vorliegenden Beschluß bei einer Enthaltung befürwor­
tet und bittet das Hohe Haus um Bestätigung desselben. - Ich 
danke.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:
Ich darf mich auch hier für die kurze und prägnante Einbrin­

gung des Antrages bzw. des Beschlußentwurfes bedanken. Zu 
diesem Tagesordnungspunkt liegen gleichfalls keine Wortmel­
dung vor. Wir kommen damit zur Abstimmung über den Be­
schlußentwurf auf Drucksache Nr. 129 a. Wer diesem Gesetz­
entwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Danke schön. Die Gegenprobe, bitte. - Stimmenthal­
tungen? - Bei zwei Stimmenthaltungen und ohne Gegen­
stimme ist dieser Gesetzentwurf so angenommen.

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie bitten, noch einmal 
die Drucksache Nr. 128a, die wir vorhin unter dem Tagesor- 
dungspunkt 17 verhandelt haben, zur Hand zu nehmen. Und 
zum Beweis, daß das Präsidium noch nicht schläft, darf ich Sie 
bitten, diesen Gesetzesentwurf aufzuschlagen und unter § 14 
das Inkraftsetzungsdatum einzutragen, nämlich das heutige 
Datum, den 20. 7. 1990

(Vereinzelter Beifall)
Ich bedanke mich für die Beifallskundgebung, zugegeben: 

für die vereinzelten Beifallskundgebungen.

(Beifall)
Danke schön. Man muß immer erst nachhaken. Ansonsten 

hätte ich jetzt nach den Ursachen forschen müssen, warum es 
also nur so wenig Beifallskundgebungen waren.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf:

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Jugend und 
Sport
Beschluß der Volkskammer der DDR zur Einrichtung 
des Amtes eines Zivildienstbeauftragten im Ministe­
rium für Jugend und Sport 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 138 a)

Ich bitte den Vertreter des Ausschusses für Jugend und 
Sport, Herrn Dr. Reinhard Anders, das Wort zur Begründung zu 
nehmen.

Dr. Anders, Berichterstatter des Ausschusses für Jugend 
und Sport:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Verordnung 
über den Zivildienst in der DDR ist seit dem Februar 1990 in 
Kraft. Seit dieser Zeit haben sich über 68 000 junge Menschen 
männlichen Geschlechts unseres Landes für den Zivildienst be­
reit erklärt. Davon leisten bereits 15 000 ihren Dienst in ver­
schiedenen Einrichtungen der Kommunen, wie zum Beispiel

4500 männliche Bürger in Krankenhäusern. Aber auch Alten- 
und Pflegeheime sind bedacht. 3640 Jugendliche arbeiten dort. 
In konfessionellen Einrichtungen sind es 2177 und im kommu­
nalen Bereich insgesamt 6900. Davon sind bereits über 1000 Ju­
gendliche in den Natur- und Umweltschutz einbezogen. Die 
Einsatzgebiete sind vielfältig. Über 21 000 Plätze stehen zur 
Verfügung und sind leider noch nicht voll abgedeckt.

Es gibt aber allerhand Schwierigkeiten, die zu bewältigen 
sind, denn oft sind die Jugendlichen nicht entsprechend ihrer 
Berufsausbildung dort eingesetzt, wo sie eingesetzt werden 
müßten. Die Berufung eines Zivildienstbeauftragten zeigt so­
mit die besondere politische Bedeutung der Regierungsarbeit 
im Ministerium für Jugend und Sport. Und deshalb bittet der 
federführende Ausschuß für Jugend und Sport Sie, verehrte 
Abgeordnete, dieser Vorlage in der 2. Lesung Drucksache Nr. 
138 a zuzustimmen.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Soll das eine Anfrage werden? - Eine Anfrage bitte. Sind Sie 
bereit, Dr. Anders?

(Bernd Meier, PDS: Nein, eine Anfrage nicht. Das ist ein Er­
gänzungsvorschlag.)

Entschuldigung, das war also keine Anfrage. Keine Hektik! 
Sie wollten einen Antrag einbringen. Bitte schön.

Bernd Meier (PDS):

Wir möchten folgenden Antrag einbringen: Die Regierung 
wird beauftragt, beim Amt des Ministerpräsidenten das Amt ei­
nes Zivildienstbeauftragten einzurichten. Der Zivildienstbeauf­
tragte koordiniert die Durchführung der Aufgaben, die den Mi­
nisterien auf dem Gebiet des Zivildienstes obliegen.

Unsere Begründung - ich möchte es abkürzen - liegt darin, 
daß es übergreifende Bereiche gibt, wo dieser Zivildienstbeauf­
tragte wirken muß, unter anderem die Bereiche Gesundheits­
wesen, Sozialwesen, Bildungswesen, Umweltschutz, Jugend 
und Sport. Und wie uns zugegangen ist, belegen auch die Er­
fahrungen der Tätigkeit der Regierungsbeauftragten in der 
Bundesrepublik, daß dies günstig wäre. Das wäre der Antrag 
der PDS.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Zu unserem Verständnis darf ich das noch einmal ganz kurz 
interpretieren: Der Ausschuß für Jugend und Sport hat in sei­
ner Beschlußempfehlung vorgeschlagen, das Amt des Zivil­
dienstbeauftragten im Ministerium für Jugend und Sport anzu­
siedeln. Der Antrag der PDS wünscht hier eine Änderung und 
möchte die Einordnung beim Amt des Ministerpräsidenten. Es 
gibt hierzu Anfragen.

Frau Nolte (CDU/DA):

Ich gehöre zu diesem Ausschuß für Jugend und Sport, wo 
das besprochen worden ist. Wir haben uns auch über diese 
Frage verständigt. Es heißt, wenn man ein Amt bei diesem Mi­
nisterium einrichtet, wird der Beauftragte trotzdem von der Re­
gierung eingesetzt. Und diesen Beauftragtenstatus - wir haben 
uns erkundigt, was der zu leisten hat - sagt auch aus, daß das 
ministeriumsübergreifend in seinen Handlungen vollziehbar 
ist. Aus diesem Grunde ist dafe jetzt in dem Sinne gewährlei­
stet, wenn das von der PDS bezweckt worden ist in dieser 
Funktion, wie wir es vorgeschlagen haben.

(Bei der PDS: Das stimmt nicht!)

Doch, nach den Grundsätzen des Beauftragten ist das ge­
währleistet, über die Ministerien hinweg zu operieren und auch 
Einfluß zu nehmen. Außerdem ist in den Ausschüssen umfang­
reich darüber gearbeitet worden, und die Geschäftsordnung 
läßt, glaube ich, keine Änderungsanträge in der Art zu; das 
müßte im Ausschuß dann behandelt werden.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Gibt es weitere Wortmeldungen?


